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1. Begriff und Bedeutung 
Grund und Boden sind ein Gut, das nicht vermehrt 
werden kann und das wegen seiner Knappheit wert-
voll ist. Dem Eigentum an Grundstücken kommt da-
her besondere Bedeutung zu. Grundstücke werden 
bevorzugt als Sicherheiten für Kredite in der Form 
der Hypothek oder Grundschuld verpfändet. Ferner 
können andere dingliche Belastungen oder Verfü-
gungsbeschränkungen bestehen. 
Für den Rechtsverkehr ist es daher wichtig, die wesent-
lichen Rechtsverhältnisse eines Grundstückes zuverläs-
sig und verbindlich festzuhalten. Diesem Zweck dient 
das Grundbuch. Dieses ist ein bei den Amtsgerichten ge-
führtes Register für die Grundstücke eines Gemeindebe-
zirks, der in mehrere Grundbuchbezirke unterteilt sein 
kann.
Das „Grundbuch” besteht aus Grundbuchblättern. Auf 
diesen werden im Regelfall alle Grundstücke verzeich-
net, die einer Person im Bezirk des Grundbuches gehö-
ren. Außer für Grundstücke wird für Erbbaurechte und 
regelmäßig auch für Wohnungs- und Teileigentum je-
weils ein besonderes Grundbuchblatt angelegt. Sämt-
liche Grundbuchblätter desselben Grundbuchbezirks 
erhalten fortlaufende Nummern. Seit Februar 2007 sind 
alle Grundbücher in Nordrhein- Westfalen auf die elek-
tronische Grundbuchführung umgestellt. Die früher be-
stehenden Papiergrundbücher wurden eingescannt und 
in ein elektronisches Grundbuch überführt. Der Grund-
buchinhalt selbst blieb dabei unverändert.

2. Aufbau des Grundbuchs 
Jedes Grundbuch besteht aus 5 Teilen:
Die Aufschrift bezeichnet das Amtsgericht, das das 
Grundbuch führt, den Grundbuchbezirk und die Num-
mer des Blattes (z. B. Amtsgericht Düsseldorf, Grund-
buch von Oberbilk, Blatt 22222).
Im Bestandsverzeichnis sind unter je einer laufenden 
Nummer die Grundstücke aufgeführt, die einer Person 
gehören. Dabei werden die Grundstücke mit den von 
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den Katasterämtern mitgeteilten Angaben nach Gemar-
kung, Flur und Flurstück bezeichnet (z. B. Gemarkung 
Düsseldorf-Altstadt, Flur 5, Flurstück 312). Zusätzlich 
werden Wirtschaftsart (z. B. Betriebsfl äche und Frei-
fl äche, Landwirtschaftsfl äche), Lage (z. B. Straße und 
Haus-Nr.) und Größe des Grundstückes ausgewiesen. 
Im Bestandsverzeichnis werden auch subjektiv dingliche 
Rechte (z. B. Überfahrtsrechte, die den jeweiligen Eigen-
tümerinnen und Eigentümern eines Grundstückes an 
einem anderen Grundstück zustehen) und in der Regel 
Miteigentumsanteile von Grundstücken (z. B. an der ge-
meinsamen Zufahrt zu mehreren Reihenhausgrundstü-
cken) eingetragen.
In Abteilung I wird eingetragen, wem das Grundstück 
gehört (Eigentum), bei  mehreren Personen gegebe-
nenfalls unter Angabe des sie verbindenden Rechtsver-
hältnisses (z. B. „als Miteigentümer zu je 1/2” oder „in 
Erbengemeinschaft”). Ferner wird die Grundlage des Ei-
gentumserwerbs angegeben. Das ist beispielsweise bei 
einem Erwerb aufgrund eines Kauf- oder Schenkungs-
vertrages die datumsmäßig bezeichnete Einigung der 
Parteien über die Rechtsänderung (Aufl assung), bei 
einem Erwerb im Zwangsversteigerungsverfahren der 
Zuschlagsbeschluss, bei einem Erwerb im Wege der Erb-
folge der zum Nachweis vorgelegte Erbschein.
In Abteilung II werden eingetragen:
a) Alle Belastungen des Grundstücks mit Ausnahme von 
Hypotheken, Grund- und Rentenschulden. Hierher ge-
hören z.B. Überfahrtsrechte Dritter, das Altenteil,  das 
Wohnrecht, der Nießbrauch und die zur Sicherung einer 
Rente eingetragene Reallast. 
b) Beschränkungen des Verfügungsrechts der Eigentü-
merin bzw. des Eigentümers: Beschränkungen des Ver-
fügungsrechts sind z. B. der Vermerk über die Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen der Per-
son, der das Grundstück gehört, ebenso Vermerke über 
Nacherbfolge, Testamentsvollstreckung oder die Anord-
nung der Zwangsversteigerung des Grundstücks.
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c) Das Eigentum betreffende Vormerkungen und Wider-
sprüche: Eine Vormerkung ist ein Sicherungsmittel, das 
eine künftige Rechtsänderung ankündigt und diese je-
dem, der Einsicht nimmt, ankündigt. Ein Beispiel: Zwi-
schen dem Abschluss eines notariellen Kaufvertrages 
und der Umschreibung des Eigentums vergeht oft län-
gere Zeit (z. B. bis die Finanzierung geregelt ist und be-
hördliche Genehmigungen und Unbedenklichkeits-
bescheinigungen vorliegen). In dieser Zeit könnte das 
Grundstück von Verkäuferseite noch wirksam an Drit-
te übereignet werden. Um Käufer hiergegen zu sichern, 
kann vereinbart werden, dass zu ihren Gunsten eine Vor-
merkung zur Sicherung des Anspruchs auf Eigentumsü-
bertragung eingetragen wird.
Ein Widerspruch ist ein förmlicher Vermerk, der die Rich-
tigkeit des Grundbuchinhalts in Frage stellt. Ein Beispiel: 
Nach dem Tod der bisherigen Eigentümerin sind die ge-
setzlichen Erben als Eigentümer eingetragen worden. 
Nachträglich wird ein Testament der früheren Eigentü-
merin gefunden, in dem sie eine dritte Person als Erben 
einsetzt. Hier könnte diese Person einen Widerspruch ge-
gen das Eigentum der gesetzlichen Erben eintragen las-
sen, um einen gutgläubigen Erwerb zu verhindern (s.u.).
d) Hinweise auf Enteignungs- und andere Verfahren, die 
das Grundstück betreffen (z. B. städtebauliche Sanie-
rungs- und Entwicklungsverfahren).
In Abteilung Abteilung III werden Hypotheken, Grund- 
und Rentenschulden einschließlich der sich auf diese 
Rechte beziehenden Vormerkungen und Widersprüche 
eingetragen. Hypothek und Grundschuld sind Grund-
pfandrechte. Sie geben der Gläubigerschaft das Recht 
auf Zahlung einer bestimmten Summe „aus dem Grund-
stück“. Diese Zahlung erfolgt, wenn nicht freiwillig ge-
zahlt wird, durch Zwangsvollstreckung (Zwangsverstei-
gerung, Zwangsverwaltung). Hypothek und Grundschuld 
unterscheiden sich etwas in der rechtlichen Verknüp-
fung mit der Forderung, die durch dieses Recht gesi-
chert wird.
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3. Verfahren des Grundbuchamtes
Das Grundbuch wird von dem beim Amtsgericht einge-
richteten Grundbuchamt geführt. Zuständig sind dort 
die Rechtspfl egerinnen und Rechtspfl eger (vgl. dazu das 
Faltblatt: Was Sie über Rechtspfl egerinnen und Rechts-
pfl eger wissen sollten) und die Urkundsbeamtinnen 
und -beamten der Geschäftsstelle. Das Verfahren des 
Grundbuchamtes richtet sich nach der Grundbuchord-
nung und einigen ergänzenden Vorschriften.

4. Eintragung
Grundsätzlich wird im Grundbuch nur etwas eingetra-
gen, wenn diejenigen, deren Rechte durch die Eintragung 
betroffen werden, dies bewilligt haben. Die Eintragung ei-
ner Hypothek oder Grundschuld bedarf der Bewilligung 
durch die Eigentümerin bzw. den Eigentümer. Soll das Ei-
gentum am Grundstück auf eine andere Person übertra-
gen und im Grundbuch umgeschrieben werden, so muss 
die alte Eigentümerin bzw. der alte Eigentümer die Um-
schreibung bewilligen. Bei Eigentumsumschreibungen 
muss außerdem nachgewiesen werden, dass sich Veräu-
ßerer- und Erwerberseite in notarieller Form über den Ei-
gentumsübergang geeinigt haben.
In bestimmten Fällen wird auch auf Ersuchen eines Ge-
richts (z. B. Insolvenzvermerk, Zwangsversteigerungs-
vermerk) oder einer Behörde (z. B. Vermerke über Sanie-
rungsverfahren) eingetragen. Eine Zwangshypothek kann 
auch auf Antrag von Gläubigern, die einen vollstreckbaren 
Titel über eine Geldforderung gegen die Eigentümerin bzw. 
den Eigentümer haben, eingetragen werden.
Das Grundbuchamt nimmt eine Eintragung nur vor, 
wenn ihm die Eintragungsbewilligung und etwaige son-
stige zu der Eintragung erforderlichen Erklärungen 
durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden 
nachgewiesen werden. Das bedeutet praktisch, dass die 
Erklärungen von Privatleuten notariell beurkundet oder 
notariell beglaubigt sein müssen. Die deshalb aufzusu-
chenden Notariate können auch Auskunft geben über 
etwaige Möglichkeiten einer Gebührenbefreiung oder 
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-ermäßigung (z. B. bei Neubauten; zum Umfang der Tä-
tigkeiten von Notarinnen und Notaren bei Grundstücks-
geschäften vgl. das Faltblatt: Was Sie über das Notari-
at wissen sollten). Grundsätzlich sind die Tätigkeiten des 
Grundbuchamtes und der Notariate kostenpfl ichtig.

5. Löschung
Erloschene Rechte oder Beschränkungen werden „ge-
löscht“. Das bedeutet nicht, dass sie völlig verschwin-
den oder unkenntlich gemacht werden. Eine Eintragung 
wird vielmehr „gelöscht”, indem ein Vermerk eingetra-
gen wird, dass die betreffende Eintragung gelöscht ist. 
Außerdem wird die „gelöschte” Eintragung der besseren 
Übersicht halber „gerötet”. Rot unterstrichene Eintra-
gungen im Grundbuch sind daher nicht besonders wich-
tig, sondern erledigt. Auf den Grundbuchausdrucken 
des elektronischen Grundbuchs erscheinen diese ur-
sprünglich roten Unterstreichungen in schwarzer Farbe.
Durch die Rötung bleiben erledigte Eintragungen im 
Grundbuch sichtbar. Das gilt auch für Eintragungen, die 
der Eigentümerin bzw. dem Eigentümer unangenehm 
sind und die, selbst wenn sie erledigt sind, Banken bei 
Kreditverhandlungen misstrauisch machen (z. B. Insol-
venz- oder Zwangsversteigerungsvermerke, Zwangshy-
potheken). 
Erledigte Eintragungen werden – von Ausnahmen ab ge-
sehen – vom Grundbuchamt nicht von Amts wegen ge-
löscht, sondern nur auf Antrag von Beteiligten. Die hier-
für erforderlichen Bewilligungen und sonstigen zu der 
Löschung erforderlichen Erklärungen (insbesondere die 
Zustimmungserklärungen von Eigentümerinnen und Ei-
gentümern zur Löschung einer getilgten Hypothek oder 
Grundschuld) bedürfen ebenfalls der notariellen Beur-
kundung oder notariellen Beglaubigung.
Um das Grundbuchblatt „sauber” zu halten, kann es 
sich für die Eigentümerin bzw. den Eigentümer emp-
fehlen, die Löschung erledigter Eintragungen zu bean-
tragen, selbst wenn das Gerichts- und Notarkosten ver-
ursacht. In dem Zeitpunkt, in dem das durch Hypothek 
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gesicherte Darlehen zurückgezahlt wird, wird die Gläu-
bigerin bzw. der Gläubiger die Löschungsbewilligung für 
die Hypothek problemlos erteilen. Jahrzehnte später 
gibt es diese alten Gläubigerinnen oder Gläubiger aber 
vielleicht nicht mehr. Dann wird die Löschung schwierig 
und langwierig. Das kann sich ärgerlich auswirken, wenn 
das Grundstück rasch verkauft oder belastet werden soll 
und dies von Käufer- oder Kreditgeberseite von der vor-
herigen Löschung der alten Hypothek abhängig gemacht 
wird. Auch wenn getilgte Hypotheken und Grundschul-
den aus Gründen der Rangwahrung (s.u.) nicht gelöscht 
werden sollen, kann es daher zweckmäßig sein, die Lö-
schungsbewilligung der Gläubiger einzuholen und – zu-
sammen mit den etwa vorhandenen Hypotheken- und 
Grundschuldbriefen – sicher aufzubewahren.

6. Einsicht in das Grundbuch
Seit 2007 wird das Grundbuch in Nordrhein - Westfalen 
elektronisch geführt. Es kann daher nicht mehr in Pa-
pierform „eingesehen” werden, sondern es wird grund-
sätzlich auf Computerbildschirmen sichtbar gemacht 
und bei Bedarf ausgedruckt. Ausdrucke können kosten-
pfl ichtig erworben werden. Ein unbeglaubigter „ein-
facher“ Ausdruck kostet 10,00 €, ein beglaubigter „amt-
licher“ Ausdruck 18,00 €. 
a. Einsichtnahme nur bei berechtigtem Interesse 
Nach § 12 der Grundbuchordnung ist die Einsicht in das 
Grundbuch nur solchen Personen gestattet, die ein be-
rechtigtes Interesse darlegen. Soweit sie ein Recht auf 
Einsicht haben, können sie auch die Erteilung eines ein-
fachen oder amtlichen Ausdrucks verlangen. Ein be-
rechtigtes Interesse liegt vor, wenn die Person, die in 
das Grundbuch Einsicht nehmen will, ein verständliches, 
durch die Sachlage gerechtfertigtes Interesse verfolgt. 
Es reicht aus, dass zur Überzeugung des Grundbuch-
amtes sachliche Gründe vorgetragen werden, welche die 
Verfolgung unbefugter Zwecke oder bloßer Neugier aus-
geschlossen erscheinen lassen. 
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b. Internetgrundbucheinsicht 
Eigens hierfür zugelassene Personen können in Nor-
drhein-Westfalen im Übrigen auch per Internetabruf in 
das Grundbuch Einsicht nehmen. Zuständige Genehmi-
gungsbehörde, die die rechtlichen Voraussetzungen ei-
ner Zulassung prüft, ist in Nordrhein-Westfalen der Di-
rektor des Amtsgerichts Hagen.
Die Genehmigung kann jeweils erteilt werden, wenn die 
Einsichtnahmen des Teilnehmers über das automatisier-
te Abrufverfahren unter Berücksichtigung der schutz-
würdigen Interessen der betroffenen dinglich Berech-
tigten wegen der Vielzahl der Übermittlungen oder wegen 
ihrer besonderen Eilbedürftigkeit angemessen ist.
Zu unterscheiden sind dabei das uneingeschränkte und 
das eingeschränkte automatisierte Grundbuchabruf-
verfahren. Zugang zum uneingeschränkten automati-
sierten Grundbuchabrufverfahren können Behörden, 
Gerichte, Notarinnen Notare und öffentlich bestell-
te Vermessungsingenieurinnen/-ingenieure erhalten. 
Die Zulassung zum eingeschränkten Abrufverfahren 
können auch andere Nutzer erhalten, beispielsweise 
Banken und Angehörige der Rechtsanwaltschaft. Im Ge-
gensatz zu Teilnehmerinnen und Teilnehmern des un-
eingeschränkten Grundbuchabrufverfahrens haben sie 
jedoch bei der jeweiligen Recherche den Grund des be-
rechtigten Interesses konkret anzugeben. 
Über die Internet-Grundbucheinsicht kann aber nicht 
nur der Grundbuchinhalt eingesehen werden. Sofern 
Eingänge zu diesem Grundbuch vorliegen, kann auch de-
ren Eingang über die Antragsliste mit Angabe des Nota-
riats, der Urkundsnummer und dem Eingangsdatum an-
gezeigt werden. Zusätzlich kann das Datum der letzten 
Eintragung in diesem Grundbuch abgerufen werden. Der 
Online-Dienst bietet ferner die Möglichkeit, über Flur-
stücksangaben nach den zugehörigen Grundbüchern zu 
recherchieren. Außerdem kann, unterschieden nach na-
türlicher und juristischer Person, über Angaben zur Per-
son festgestellt werden, in welchen Grundbüchern diese 



10

als Eigentümer eingetragen ist. Die Internet-Grundbuch-
einsicht ermöglicht auch, über das Internet Grund-
buchausdrucke zu bestellen. 
Zudem ist in Nordrhein-Westfalen eine direkte Verbin-
dung des elektronischen Grundbuchs mit den Geodaten-
informationssystemen (GIS) realisiert. Für das jeweilige 
Grundbuch können daher die entsprechenden Liegen-
schaftskarten abgerufen werden.
Auch die Internet-Grundbucheinsicht ist gebühren-
pfl ichtig. Die Gebühren richten sich nach dem Gebühren-
verzeichnis zu § 2 Abs. 1 des Gesetzes über die Kosten 
im Bereich der Justizverwaltung (JVKostO). Im einge-
schränkten Abrufverfahren fällt danach eine einmalige 
Einrichtungsgebühr von 50,00 € an. Für jeden Abruf 
eines Grundbuchblattes entsteht sodann in beiden Ab-
rufverfahren jeweils eine Gebühr von 8,00 €, für jeden 
bestellten Ausdruck entsteht eine Gebühr von 10,00 € 
bzw. 18,00 €. Alle anderen Abrufe und Recherchen sind 
kostenfrei. 
Näheres zur Internet-Grundbucheinsicht und zu dem 
Genehmigungsverfahren nebst Antragsformularen kann 
den Internetseiten www.justiz.nrw.de (Menüpunkt Ju-
stizministerium, Online-Verfahren/Projekte, Projekte 
für Partner der Justiz, Internet-Grundbucheinsicht), 
www.solumstar.nrw.de und www.grundbuchportal.de 
(Menüpunkt Nordrhein-Westfalen) entnommen wer-
den. Für weitere Informationen steht Ihnen ferner der Di-
rektor des Amtsgerichts Hagen als Zulassungsbehörde 
NRW für die Internet-Grundbucheinsicht zur Verfügung: 
Telefonnummer: 02331/985-391
Faxnummer: 02331/985-749
E-Mail Adresse: websolumstar@ag-hagen.nrw.de

7. Die rechtliche Bedeutung der Eintragung
Das Grundbuch hat nicht nur die Bedeutung, eine zu-
verlässige Übersicht über die an einem Grundstück be-
stehenden Rechte zu geben. Vielmehr sind auch Entste-
hung, Rangfolge und Fortbestand dieser Rechte in der 
Regel von der Eintragung abhängig.
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a. Eintragung und Entstehung der Rechte
Zur Übertragung des Eigentums an einem Grund-
stück, zu Belastungen eines Grundstücks mit einer Hy-
pothek oder Grundschuld sowie zur Übertragung oder 
Belastung eines solchen Rechts ist die Eintragung der 
Rechtsänderung im Grundbuch erforderlich. Eigentum 
an einem Grundstück erwirbt man daher nicht schon 
durch die Einigung mit der alten Eigentümerin bzw. dem 
alten Eigentümer über den Eigentumsübergang (Aufl as-
sung), sondern erst mit der Eintragung der Eigentums-
änderung im Grundbuch. 
Für die wirksame Bestellung einer Hypothek oder Grund-
schuld ist neben der Eintragung im Grundbuch auch er-
forderlich, dass eine besondere Urkunde ausgestellt 
wird (Hypothekenbrief, Grundschuldbrief). Dieser Brief 
muss der Erwerberin bzw. dem Erwerber übergeben 
oder die Übergabe durch eine besondere Vereinbarung 
ersetzt werden. Der Eintragungsgrundsatz wird in eini-
gen Sonderfällen, insbesondere bei Rechtsnachfolge 
kraft Gesetzes oder Staatsaktes, durchbrochen: Wenn 
z. B. die alte Eigentümerin stirbt, erwerben ihre Erbinnen 
und Erben kraft Gesetzes Eigentum und werden im Wege 
der Grundbuchberichtigung in das Grundbuch eingetra-
gen. Im Zwangsversteigerungsverfahren wird das Eigen-
tum bereits mit dem Zuschlag und nicht erst mit seiner 
nachfolgenden Eintragung im Grundbuch erworben. So-
weit über Hypotheken oder Grundschulden Briefe er-
teilt sind, ersetzt bei der Übertragung dieser Rechte die 
Übergabe des Briefes die Eintragung. Außerdem ist eine 
schriftliche Abtretungserklärung erforderlich.

b. Rang der Rechte
Die Rangverhältnisse unter den verschiedenen Rechten 
werden, soweit sie in einer Abteilung eingetragen sind, 
durch ihre Reihenfolge bestimmt. Soweit die Rechte in 
verschiedenen Abteilungen eingetragen sind, hat das 
unter Angabe eines früheren Tages eingetragene Recht 
den Vorrang. Der Rang spielt eine besondere Rolle bei 
den Hypotheken und Grundschulden: Wenn der Erlös bei 
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der Zwangsversteigerung nicht ausreicht, um alle Hypo-
theken und Grundschulden zu tilgen, werden nicht alle 
Gläubiger mit einem gleichen Bruchteil befriedigt, son-
dern zuerst die/der erste vollständig, dann die/der zwei-
te usw., bis der Erlös erschöpft ist.
Die rangletzten Gläubigerinnen und Gläubiger gehen bei 
der Zwangsversteigerung nicht selten leer aus. Wer also 
Geld gegen Sicherheiten im Grundbuch verleiht, kann 
sich nicht allein darauf verlassen, dass zu seinen Guns-
ten ein Recht im Grundbuch eingetragen wird. Sie bzw. 
er muss auch bedenken, welchen Erlös das belastete 
Grundstück bei einer Zwangsversteigerung wohl erzie-
len wird und welche Rechte ihr/ihm im Rang vorgehen. 
Gesichert ist man nur, wenn der mit einiger Sicherheit 
zu erwartende Erlös hoch genug ist, um nach Auszah-
lung im Rang besser stehender Gläubigerschaft noch die 
eigene Forderung zu befriedigen. Diese Prüfung nimmt 
das Grundbuchamt den Beteiligten nicht ab. Ein 1.000 
qm großes Grundstück kann nichts oder viele Millionen 
Euro wert sein, je nachdem wo es liegt, wie es bebaut 
ist und wie der Grundstücksmarkt Lage und Bebauung 
bewertet. Es kann vereinbart und eingetragen werden, 
dass im Grundbuch eingetragene Gläubigerinnen und 
Gläubiger oder sonstige Berechtigte anderen Personen 
den Vorrang einräumen und selbst mit ihren Rechten im 
Rang zurücktreten. Dann gehen diese aber auch bei der 
Zwangsversteigerung vor, was die Sicherung der zurück-
tretenden Gläubigerinnen und Gläubiger völlig entwer-
ten kann.
Bedeutung kann der Rang aber auch für Wohnrechte ha-
ben: So übertragen vielfach ältere Menschen ihr Haus-
grundstück gegen Gewährung eines Wohnrechts, Al-
tenteils oder einer Rente. Soll das Grundstück nunmehr 
beliehen und mit einem Grundpfandrecht belastet wer-
den, sind bei Banken häufi g bessere Konditionen für das 
Darlehen zu erlangen, wenn das entsprechende Grund-
pfandrecht an erster Stelle, also mit Rang vor dem Wohn-
recht, dem Altenteil oder der Reallast für die Rente ein-
getragen wird.
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Soweit in solchen Fällen vor allem ältere Menschen, die 
Inhaber eines Wohnrechts sind, von der neuen Eigentü-
merin bzw. dem neuen Eigentümer gebeten werden, der 
Kreditsicherheit für ein Darlehen der Bank den Vorrang 
zu gewähren und selbst zurückzutreten, ist Vorsicht ge-
boten. Denn das Wohnrecht usw., das zur Sicherung 
der früheren Eigentümer eingetragen worden ist, kann 
durch den Rangrücktritt wertlos werden. Im Falle der 
Zwangsversteigerung aus einem im Rang vorgehenden 
Grundpfandrecht würde ein nachrangiges Wohnrecht 
nämlich grundsätzlich erlöschen. Berechtigte eines 
Wohnrechtes, eines Altenteils oder einer Reallast sollten 
daher hellhörig werden, wenn neue Eigentümerinnen 
oder Eigentümer sie bitten, beim Notar eine Erklärung 
zu unterschreiben.
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c. Der gute Glaube an den Inhalt des Grundbuches
Ist im Grundbuch für eine Person ein Recht eingetragen, 
so wird gesetzlich vermutet, dass ihr das Recht zusteht. 
Der oder die eingetragene Berechtigte braucht danach 
im Streitfall sein Recht nicht zu beweisen. Es ist viel-
mehr Sache der Gegenseite, das Gegenteil zu beweisen. 
Ist ein im Grundbuch eingetragenes Recht gelöscht, so 
wird vermutet, dass das Recht nicht (oder nicht mehr) 
besteht.
Viel wichtiger aber ist Folgendes: Zugunsten der Per-
son, die ein Recht an einem Grundstück oder ein 
Recht an einem solchen Recht (z. B. ein Pfandrecht 
an einer Hypothek) erwirbt, gilt der Inhalt des Grund-
buches selbst dann als richtig, wenn er tatsächlich 
falsch ist. Etwas anderes gilt nur dann, wenn ein 
Widerspruch gegen die Richtigkeit eingetragen ist 
oder die erwerbende Person defi nitiv weiß, dass das 
Grundbuch unrichtig ist. 
Wenn in dem oben erwähnten Fall die eingetragenen ge-
setzlichen Erben vor Eintragung des Widerspruchs das 
Grundstück verkaufen und das Eigentum auf die Erwer-
ber übertragen, so werden die Erwerber mit der Eintra-
gung Eigentümer, nicht eingetragene Testamentserben 
verlieren dagegen ihr Eigentum. Man darf sich daher auf 
den Inhalt des Grundbuches insoweit verlassen, als ein-
getragene Rechte bestehen oder nicht eingetragene, 
aber eintragungsfähige Rechte nicht bestehen. Das gilt 
lediglich nicht für solche Rechte, die nicht im Grundbuch 
eingetragen werden können, aber gleichwohl gewisser-
maßen am Grundstück haften (z. B. Anliegerbeiträge, öf-
fentlich-rechtliche Baubeschränkungen und Baulasten).
Weitere Informationen zu Bedeutung und Funktion des 
Grundbuchs, den Aufgaben und Zuständigkeiten des 
Grundbuchamtes fi nden Sie im „Bürgerservice“ des Ju-
stizportals www.justiz.nrw.de.
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